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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung der geschilderte Fall bekannt, und 
wie stellt sich nach ihren Feststellungen der Sachverhalt dar? 

Der geschilderte Fall ist der Bundesregierung erstmals aus 
Presseveröffentlichungen bekannt geworden. Nach einem Be- 
richt der Deutschen Botschaft in Stockholm, der sich seinerseits 
auf Ermittlungen des Deutschen Konsulats in Malmö und auf 
Angaben des Krankenhausreferenten beim Kreistag (Landsting) 
in Kristianstad sowie der Sozialpflegerin des Krankenhauses in 
Ängelholm stützt, stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar; 

Die Studenten Friedhelm Herrmann und Klaus Polumski hatten 
am 18. August 1970 bei östra Ljungby in der südschwedischen 
Provinz Schonen einen Unfall erlitten. Sie wurden mit einem 
Ambulanzwagen in das Krankenhaus Ängelholm gebracht und 
dort ärztlich versorgt, insbesondere geröntgt und verbunden. 
Auf ihre Frage, ob sie im Krankenhaus bleiben könnten, er- 
klärte der behandelnde Oberarzt der Chirurgischen Abteilung, 
daß eine stationäre Behandlung nicht erforderlich sei; sie könn- 
ten jedoch bleiben, müßten dann allerdings mit den üblichen 
hohen Pflegesätzen rechnen. Mit ihrer Zustimmung beschaffte 
ihnen deshalb die Sozialpflegerin des Krankenhauses ein Zim- 
mer im Ängelholmer Motel. 
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Ein solches Verfahren ist in Schweden dann üblich, wenn nicht- 
ortsansässige Kranke oder Verletzte einer stationären Kran- 
kenhauspflege nicht bedürfen. Der Krankenhausreferent des 
Kreistags Kristianstad hat hierzu erklärt, daß die beiden 
Studenten unabhängig von finanziellen Erwägungen selbstver- 
ständlich in stationäre Krankenhausbehandlung genommen 
worden wären, wenn dies nach der ärztlichen Diagnose erfor- 
derlich gewesen wäre. 

Anstatt wie vereinbart am nächsten Tag, dem 19. August 1970, 
wieder in das Krankenhaus zur Erneuerung der Verbände zu 
kommen und sich im Sozialbüro von Ängelholm zu melden, 
baten die beiden Studenten gegen 11.00 Uhr vormittags das 
Deutsche Wahlkonsulat in Hälsingborg telefonisch um finan- 
zielle Hilfe für die Wagenreparatur, ohne jedoch ihre Ver- 
letzungen zu erwähnen. Nachdem sie die Frage, ob sie noch 
ausreichende Geldmittel für eine Bahnfahrt nach Malmö hätten, 
bejahten, empfahl ihnen das Wahlkonsulat Hälsingborg, sich 
in Malmö an das dortige Deutsche Berufskonsulat zu wenden, 
da dieses für eine Darlehensgewährung ohnedies zuständig 
sei. 

Kurz darauf rief einer der Studenten das Deutsche Konsulat in 
Malmö an und bat im Verlaufe eines längeren Gesprächs unter 
Hinweis auf den Unfall und dessen Folgen um eine Geldüber- 
weisung nach Hälsingborg, damit der Wagen für die Heimfahrt 
repariert werden könne. Auf seine Bemerkung, daß eine Kran- 
kenhausbehandlung für sie zu teuer komme, erklärte das Kon- 
sulat, für eine notwendige Krankenhausaufnahme wolle es 
Sorge tragen, wobei die Kostenfrage später geklärt werden 
könne. Der Anrufer bestand jedoch auf einer schnellstmög- 
lichen Heimreise und bejahte auch die Frage nach der Reise- 
fähigkeit, 

Das Konsulat in Malmö bot hierzu ein Darlehen für die Fahr- 
kosten mit der Eisenbahn bis zum innerdeutschen Wohnsitz 
an, mußte aber entsprechend den geltenden Bestimmungen und 
Amtsinstruktionen eine Kostenzusage für die Reparatur des 
schwerbeschädigten Wagens, die im übrigen Zeit und damit 
einen längeren Auslandsaufenthalt der beiden Studenten er- 
fordert hätte, ablehnen und insoweit auf die Möglichkeit eines 
unfreien Bahnrücktransports des Wagens und dessen spätere 
Einlösung am deutschen Zielort verweisen. 

Die Hilfemöglichkeiten der Auslandsvertretungen nach § 26 
des Konsulargesetzes für Deutsche im Ausland umfassen in 
aller Regel nur Leistungen für die Person des Hilfsbedürftigen, 
insbesondere Darlehen für eine Heimreise; Mittel für die In- 
standsetzung von Kraftfahrzeugen können dagegen im allge- 
meinen nicht bereitgestellt werden. 

Die beiden Studenten haben die ihnen angebotenen, möglichen 
Hilfeleistungen der Konsulate in Malmö und Hälsingborg nicht 
in Anspruch genommen; sie haben auch bei keiner dieser Aus- 
landsvertretungen persönlich vorgesprochen. 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, die erforderlichen Schritte 
zum Abschluß eines Abkommens mit Schweden einzuleiten, 


an u.ic aaaicn^iit 


Schwerverletzte gesichert wird? 


Nach Auffassung der Bundesregierung besteht für den Ab- 
schluß eines besonderen Abkommens mit Schweden über die 
Gewährung ausreichender ärztlicher Hilfe für verletzte Deut- 
sche keine Notwendigkeit, weil die Gewährung einer solchen 
Hilfe auch so sichergestellt ist. 

Schweden ist, wie auch die Bundesrepublik Deutschland, Mit- 
glied des Europäischen Fürsorgeabkommens vom 11. Dezember 
1953 (BGBl. 1956 II S. 563). In dem Abkommen haben sich die 
Vertragsschließenden verpflichtet, den sich erlaubt im Hoheits- 
gebiet aufhaltenden mittellosen Staatsangehörigen der anderen 
Vertragspartner in gleicher Weise wie den eigenen Staats- 
angehörigen - und unter den gleichen Bedingungen - die Lei- 
stungen der sozialen und Gesundheitsfürsorge zu gewähren. 
In Schweden gilt für ausländische Touristen ferner das Gesund- 
heitspflegegesetz aus dem Jahre 1962, dessen allgemeiner Teil 
die Krankenhäuser verpflichtet, den in ihrem Kreis wohnhaften 
oder sich vorübergehend aufhaltenden Personen die notwen- 
dige ärztliche Fürsorge zuteil werden zu lassen. Die Fürsorge 
wird unabhängig von der Zahlungsfähigkeit des Kranken oder 
Verletzten gewährt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist damit gewährleistet, 
daß kranke oder verletzte deutsche Touristen in Schweden die 
nach Lage des Falles gebotene ausreichende ärztliche Hilfe 
und Versorgung auch dann erhalten, wenn sie über die erfor- 
derlichen Eigenmittel für die Bezahlung von Arzthonoraren 
oder einer erforderlichen stationären Krankenhausbehandlung 
nicht verfügen. 


3. Besieht ein Bedürfnis zum Abschluß entsprechender Abkommen 
mit anderen europäischen Ländern, um welche Länder handelt 
es sich, und ist die Bundesregierung bereit, auch mit diesen 
Ländern ein solches Abkommen anzustreben? 


Nach Ansicht der Bundesregierung besteht gegenwärtig kein 
allgemeines Bedürfnis zum Abschluß solcher Abkommen mit 
den europäischen Staaten. Außer Schweden sind gegenwärtig 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, die Niederlande und 
Norwegen Vertragspartner des Europäischen Fürsorgeabkom- 
mens. Mit Österreich und der Schweiz bestehen bilaterale 
Fürsorgeabkommen, die die Gesundheitsfürsorge einschließen. 
In den Staaten, die dem Abkommen bisher nicht beigetreten 
sind und mit denen keine besondere Fürsorgeabkommen be- 
stehen, sind die deutschen Auslandsvertretungen ermächtigt, 
mittellosen deutschen Staatsangehörigen, die für Arzt- und 
Krankenhauskosten aufkommen müssen, mit Darlehen zu hel- 
fen. 
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Die Bundesregierung ist gern bereit, den Abschluß weiterer 
bilateraler Abkommen zu prüfen, wenn und wo sich dies künf- 
tig als notwendig oder zweckmäßig herausstellen sollte. 


4. Trifft es zu, daß das deutsche Generalkonsulat in Malmö die 
beiden Touristen mit dem Ratschlag abgespeist hat, tele- 
graphisch aus Deutschland Geld anzufordern? 

Wie sich schon aus der Antwort zu Frage 1 ergibt, trifft es 
nicht zu, daß das Deutsche Konsulat in Malmö den beiden 
Studenten lediglich empfohlen hat, telegrafisch aus Deutsch- 
land Geld anzufordern. 

Es entspricht allerdings den Vorschriften zur Gewährung von 
Darlehen nach § 26 des Konsulargesetzes, daß mit Antrag- 
stellern vor der Bereitstellung öffentlicher Mittel die zumut- 
baren eigenen Möglichkeiten einer Behebung der Notlage, ins- 
besondere mit eigenen Mitteln, erörtert werden, wozu auch 
Bemühungen um eine Geldbeschaffung aus Deutschland ge- 
hören können. 


5. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sicherzustellen, 
daß die konsularischen Vertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland in derartigen Fällen wirksame Hilfe 
leisten? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Instruktionen 
des Auswärtigen Amts über Darlehensgewährungen nach § 26 
Konsulargesetz in ausreichendem Maße sicherstellen, daß die 
diplomatischen und konsularischen Vertretungen der BRD 
deutschen Staatsangehörigen im Ausland in Notfällen wirk- 
same Hilfe leisten. 

Allerdings werden hilfsbedürftige Deutsche etwaige auch von 
den Auslandsvertretungen nicht ausräumbare Erschwernisse 
unvermeidlich in den Fällen auf sich nehmen müssen, in denen 
ihnen ein Mißgeschick an einem Auslandsort außerhalb des 
Amtssitzes einer Auslandsvertretung zustößt. Die personelle 
Ausstattung der deutschen Auslandsvertretungen kann nicht 
darauf abgestellt werden, daß deutsche amtliche Hilfe bei 
Unfällen in den zumeist ausgedehnten Amtsbezirken der Ver- 
tretungen jeweils an Ort und Stelle sichergestellt ist. 

Nach Ansicht der Bundesregierung zeigt auch der Fall der bei- 
den Studenten, daß deutsche Touristen noch immer zu wenig 
Gebrauch von den vielseitig angebotenen Möglichkeiten 
machen, die besonderen Risiken einer Auslandsreise durch 
persönliche Vorsorge {Versicherungsmöglichkeiten der ver- 
schiedensten Art, Schutzbriefe der Automobilclubs und dgl.) 
abzusichern. 


Moersch 



